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reseinkommen des Ehemannes massge-
bend ist (Abs. 1), bei dessen Ermittlung
allerdings auch die von der Ehefrau ver-
abgabten Erwerbseinkommen mitberück-
sichtigt werden (Abs. 2). Könnten auch die
Beitragsjahre der Ehefrau mitberücksich-
tigt werden, so wäre Art. 32 Abs. 3 AHVG
obsolet, wonach zur Ehepaaraltersrente
ein Zuschlag bis zum Betrag der einfachen
Altersrente der Ehefrau gewährt wird,
wenn die ausschliesslich aufgrund ihrer
eigenen Erwerbseinkommen und Beitrags-
jähre berechnete einfache Altersrente der
Ehefrau höher wäre als die Ehepaaralters-
rente. Die einfache Altersrente der Ehe-
frau kann nur in jenen Fällen höher sein,
als die Ehepaaraltersrente, in denen der
Ehemann eine weniger vollständige Bei-
tragsdauer aufweist als die Ehefrau.»
Die acht vollen Beitragsjahre des Eheman-
nes ergeben nur 29,6 Prozent seines Jahr-
gangs, was lediglich zur Anwendung der
Teilrentenskala 13 berechtigt. Nur nach
erfolgter Scheidung konnte die Ehefrau
für sich selber wieder einen eigenen Ren-
tenanspruch und die Anwendung der Ren-
tenskala 25 aufgrund ihrer vollen Beitrags-
leistung erreichen.
Ein neues Problem um die AHV-Rente der
Frau, welche in der 10. AHV-Revision eine
grundsätzliche Lösung erfahren sollte!

Gertrud Heinzelmann

Schulversuch «Schule in
Kleingruppen»
Die Staatskanzlei und die kantonale Er-
Ziehungsdirektion teilen mit:
Für Kinder mit schweren Verhaltens- und
Beziehungsstörungen, die in ihren Her-
kunftsklassen wegen ihres mehrfachen
schulischen Versagens nicht mehr tragbar
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sind, wird im Sinne eines Versuchs in den
Schuljahren 1978/79 bis 1982/83 in vor-
aussichtlich drei regional dezentralisierten
Klassen eine «Schule in Kleingruppen»
durchgeführt. Der Regierungsrat und der
Erziehungsrat haben die entsprechenden
Beschlüsse gefasst und die Erziehungsdi-
rektion ermächtigt, mit der Organisation
des Schulversuchs unverzüglich zu begin-
nen.
In den Normal- und Sonderklassen der
Volksschule gibt es eine Anzahl von
Schülern mit schweren Verhaltens- und
Beziehungsstörungen, die zu einer starken
Beeinträchtigung des Selbstwertgefühls,
zu akutem Schulversagen, zu aggressivem
und defensivem Verhalten bis hin zur
Selbstaufgabe der eigenen Person führen.
Die Unfähigkeit, schulische Leistungen zu
erbringen, beruht bei diesen Kindern nicht
auf angeborenen Begabungsschranken,
sondern auf einer Häufung von unglückli-
chen Entwicklungsbedingungen im Eltern-
haus und in der Schule. Daraus ergibt sich
eine im normalen Klassenverband nicht
mehr reparable Schädigung des Ver-
trauens zu Möglichkeiten der Selbstentfal-
tung.
Bei vielen dieser Kinder wäre anstelle ei-
ner Zuteilung zur «Schule in Kleingrup-
pen» nur noch eine Einweisung in ein
Heim denkbar. Die «Schule in Kleingrup-
pen» soll solchen gefährdeten Kindern er-
möglichen sich aufzufangen, ohne dass
sie aus dem Elternhaus und aus dem an-
gestammten Milieu herausgenommen wer-
den müssen. Sie soll im Rahmen des
Hauptauftrags der Volksschule diesen Kin-
dem eine ihnen angemessene Schulung
ermöglichen.
Der Lehrer hat die Aufgabe, jedem einzel-
nen Schüler bei der Oberwindung der see-
lischen Schwierigkeiten zu helfen. Dem



Aufbau der Beziehungsfähigkeit und der
Stärkung des Selbstwertgefühls gebührt
dabei der Vorrang (pädagogisch-therapeu-
tischer Aspekt). Ausserdem soll der Schü-
1er möglichst viel von dem erhalten, was
er an Unterstützung, an Hilfe und Anre-
gung durch die Schule und das Elternhaus
bisher nicht erhalten konnte (kompensa-
torischer Aspekt). Zugleich sollen den
Schülern das Wissen und die Kenntnisse
vermittelt werden, um den Anforderungen
des Alltags und des beruflichen Lebens
gerecht zu werden. Vor allem wird ver-
sucht, ihnen den Anschluss an eine regu-
läre berufliche Ausbildung zu ermöglichen.
Um diese Aufgaben erfüllen zu können,
muss die Schülergruppe, die der Lehrer
zu betreuen hat, möglichst klein sein (etwa
sechs Schüler). Als Stütze für seine
psychisch belastende Aufgabe erhält der
Lehrer eine regelmässige Beratung durch
einen psychoanalytisch ausgebildeten
Fachmann. Die wissenschaftliche Beglei-
tung des Versuchs soll Erfahrungen in der
Betreuung und Schulung dieser Schüler
sammeln, die auch im Rahmen der Leh-
rerausbildung und Lehrerfortbildung weiter
vermittelt werden können. Der Schulver-
such steht unter der Verantwortung des
Planungsstabs für Schulversuche der Päd-
agogischen Abteilung der Erziehungsdi-
rektion.

Förderung des politischen
Lebens und konsultative
Erhebungen
Die kantonale Direktion des Innern teilt
mit:
Im Zusammenhang mit den ordentlichen
Erneuerungswahlen der Gemeindebehör-
den, die nun ihrem Ende entgegengehen,
ist über die Zulässigkeit von sogenannt

öffentlichen Wählerversammlungen disku-
tiert worden. Daneben sind auch andere
Formen zur Unterstützung des öffentlichen
Lebens durch die Gemeinde erörtert wor-
den. Die kantonale Direktion des Innern
hat die Auseinandersetzungen aufmerksam
verfolgt und daraus Empfehlungen für ein
geeignetes Vorgehen erarbeitet. Ange-
sichts der Gemeindeautonomie handelt es
sich nicht um Vorschriften, sondern ledig-
lieh um Hinweise über Formen und Vor-
sichtsmassnahmen, die es bei der Unter-
Stützung des politischen Lebens in den
Gemeinden zu beachten gilt. Diese Grund-
sätze hat die kantonale Direktion des In-
nern in einem Kreisschreiben an die Ge-
meindevorsteherschaften zusammenge-
fasst.
Die Direktion des Innern begrüsst es
grundsätzlich, wenn sich die Gemeinden
für die Belebung der Politik im lokalen
Bereich einsetzen und dafür in vertretba-
rem Rahmen auch öffentliche Finanzmittel
freigeben. Sie leisten damit überdies einen
Beitrag zur Milderung der finanziellen
Notlage zahlreicher lokaler Parteien. In
der Wahl dieser Entlastungsmöglichkeiten
sind die Gemeinden weitgehend frei. Im-
merhin ist dabei den nachstehend aufge-
führten Anforderungen zu entsprechen:

1. Die Gleichbehandlung aller Parteien und
politischer Vereinigungen ist zu gewähr-
leisten; nur sehr unbedeutende Gruppen
dürfen aus praktischen Gründen über-
gangen werden.

2. Solche Hilfeleistungen dürfen nicht als
Mittel für eigentliche Propagandaaktio-
nen der Behörden missbraucht werden.

3. Gemäss dem Prinzip der «gleich langen
Spiesse» ist auch den Gegnern behörd-
licher Auffassungen das Wort zu ge-
währen.
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